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Ist das BGE eine Möglichkeit, nach Jahren der Diskussion über die 
Einschränkung und den Abbau sozialer Sicherungen und Rechte 
wieder mit einer fortschrittlichen Politik in Sachen Arbeitsmarkt in 
die politische Offensive zu gehen, oder erweist es sich bei näherer 
Betrachtung als ein gesellschaftlich sinnloses Projekt? Lässt sich mit 
dem BGE gar der erste Schritt hin zur Überwindung des Kapitalis-
mus gehen? Die Idee, sein Leben still und glücklich, frei von äußeren 
Zwängen und nur getrieben von den eigenen Vorlieben und Interessen 
vor sich hin leben zu können, klingt auf den ersten Blick jedenfalls 
verlockend.
Diskutiert werden dabei diverse Modelle,2 vorgetragen von Wissen-
schaftlerInnen und PolitikerInnen unterschiedlicher politischer Her-
kunft, beispielsweise von Katja Kipping von der Partei „Die Linke“3 
oder dem CDU-Ministerpräsidenten von Thüringen, Dieter Althaus,4 
sowie von Einzelpersonen wie dem „dm“-Eigentümer Götz Werner.5

Gemeinsam ist den Modellen erstens die Idee, Geld ohne Bedürf-
tigkeitsprüfung an alle Menschen auszuzahlen. Variationen ergeben 
sich vor allem in der Höhe der Leistung sowie in der Art der Finanzie-
rung des Projektes. Gemeinsam ist allen Modellen zweitens, dass sie 
nicht als Utopie für eine ferne Zukunft dargestellt werden, sondern 
im hier und jetzt eines real-existierenden kapitalistischen Wirtschafts-
systems umgesetzt werden sollen. Für viele linke BefürworterInnen 
verbindet sich mit dem Grundeinkommen zudem die Hoffnung auf 
ein gewissermaßen sanftes Übergleiten in den Sozialismus, während 
rechte und neoliberale BefürworterInnen ganz offensichtlich eher eine 
Stabilisierung der bestehenden Wirtschaftsordnung im Blick haben.

Das Grundeinkommen als systemüberwindende Kraft?
Die Grundthese vor allem der linken BefürworterInnen eines BGE 
ist, dass der Menschheit – zumindest in Deutschland – die Arbeit 
ausgehe. Vollbeschäftigung sei nicht mehr vorstellbar, mit dem BGE 
biete sich somit eine gute Sicherung der Menschen an, die keine Ar-

beit mehr hätten. Begründet wird diese These in der Regel nicht.6 
Das BGE könne zudem die Marktlogik durchbrechen, indem es auch 
Arbeit ermögliche, die am Markt selbst gar nicht angeboten werden 
könne.7 In dieser Lesart kommt einem BGE also eine über das kapita-
listische System hinausweisende Bedeutung zu.

All das deutet stark auf einen Versuch hin, ein „richtiges Leben 
im falschen“ (Adorno) ermöglichen zu wollen – also eine individuelle 
Ausstiegsmöglichkeit aus der Logik der kapitalistischen Wirtschafts-

ordnung zu schaffen, ohne diese selbst zu überwinden. Wer das 
BGE nutzt, hat für sich selbst eine Lösung gefunden. Denjeni-
gen, die auf Arbeit angewiesen sind, hilft dies nicht weiter. Mit 
André Gorz wies auch einer der intellektuellen Väter der Idee 
eines BGE darauf hin, dass dieses in erster Linie helfen könne, 
die Erkenntnis zu verbreiten, dass das Existenzrecht des Indivi-
duums nicht von der Leistung warenförmiger Arbeit abhängen 
dürfe. Ein Zweck an sich sei es aber nicht. Eine Überwindung 

des kapitalistischen Systems schließe doch auch eine Aufhebung der 
kapitalistischen Produktionsweise mit ein.⁸ 

Noch zentraler ist die Erkenntnis, dass alles, was später verteilt 
werden soll, vorher auch produziert worden sein muss. Noch jeden-
falls ist kein gesellschaftlicher Zustand erreicht, in dem sich alle Ar-
beit von selbst erledigt. Damit bleibt das Erfordernis, gesellschaftlich 
notwendige Arbeit zu leisten, bestehen. Gesellschaftlich notwendig 
ist Arbeit dann, wenn sie zur Reproduktion einer Gesellschaft, zur 
Aufrechterhaltung ihrer Funktionsfähigkeit und ihres Wohlstandsni-
veaus getan werden muss – egal ob bezahlt oder unbezahlt. Welchen 
Umfang die notwendige Arbeit hat, hängt von den jeweiligen gesell-
schaftlichen Verhältnissen ab und ist Wandlungen unterworfen.⁹ Al-
lerdings ist es schwer vorstellbar, dass die Mehrheit der Menschen sich 
nur mit der Befriedigung elementarster Bedürfnisse wie ausreichend 
Nahrung und Kleidung zufrieden geben wollen. Die Reproduktion 
des gesellschaftlichen Reichtums muss daher stets auf einer erweiter-
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Sinn und Zweck von (Erwerbs-) Arbeit, „gerechte“ Entlohnung und 
das Maß an Selbstbestimmung in der Arbeit gehörten schon im-
mer zu wichtigen Fragestellungen linker politischer Debatte. In 

den letzten Jahren ging es in diesem Zusammenhang oft um ein „Bedin-
gungsloses Grundeinkommen“ (im Folgenden: BGE) – u.a. auch in dieser 
Zeitschrift.1 Die bisherige Debatte wirft eine Reihe von Fragen auf.
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ten Grundlage erfolgen, um sich wandelnden gesellschaftlichen Be-
dürfnissen Rechnung tragen zu können.10 

Der Wert der Arbeit
Dass Arbeit damit kein Zweck an sich ist, sondern eine gesellschaft-
liche Funktion hat, dürfte unstreitig sein. Von daher ist Vorsicht ge-
boten, wenn KritikerInnen des BGE ein sehr simples Hochlied auf 
die Arbeit singen. Arbeit im Kapitalismus bleibt zunächst eben auch 
immer entfremdete Arbeit.

Streitig ist aber, zu welchen Zwecken Arbeit notwendig ist, und 
wer unter Umständen Profit aus der geleisteten Arbeit schlagen kann. 
Soll Arbeit insgesamt zur Entwicklung einer lebenswerten und soli-
darischen Gesellschaft beitragen, oder nur den Profitinteressen ein-
zelner EinkäuferInnen von Arbeitskraft dienen? Die Diskussion über 
Arbeitsbedingungen und „Gute Arbeit“ ist immer noch relevant.

Nur – für viele BefürworterInnen des BGE scheint die Definition 
dessen, was eigentlich gesellschaftlich notwendige Arbeit ist, eine rein 
individuelle Angelegenheit zu sein. Jede/r entscheidet für sich, was er 
oder sie machen wollen. Vorausgesetzt wird meist, dass diejenigen, 
die nach Auszahlung des BGE keiner Erwerbsarbeit mehr nachgehen 
wollen, dann ihre Arbeitskraft freiwillig für soziale Projekte hergeben. 
Warum sie dies tun sollten, wird nicht erklärt. Möglich ist die 24-
Stunden-Schicht für ein soziales Projekt ebenso wie beispielsweise die 
Konzentration auf den Fernseher oder andere gesellschaftlich irrele-
vante Beschäftigungen.

Deutlich wird, dass sich die meisten BGE-BefürworterInnen eine 
Befreiung von der Entfremdung durch die bewusste Organisation 
und Gestaltung gesellschaftlicher Arbeit nicht vorstellen können, und 
deshalb für eine Emanzipation im Gegensatz zur Arbeit eintreten.¹¹ 
Ziel einer linken Debatte müsste eigentlich sein, eine Diskussion über 
Arbeitsbedingungen und die Verteilung von Arbeit zu führen. Was ist 
gesellschaftlich notwendige Arbeit, und wie lässt sich diese organisie-
ren? Wie lässt sich selbstbestimmtes Arbeiten solidarisch absichern? 
Wie lassen sich Berufsbiographien gestalten, wie lässt sich Arbeit mit 
Freizeit und Familie vereinbaren? Hier fortschrittliche Gestaltungs-
optionen für alle Menschen durchzusetzen, geht nur in direkter Kon-
frontation mit den Interessen der ArbeitgeberInnen, nicht durch indi-
viduellen Ausstieg aus dem System.

Dass das BGE die Verhandlungsmacht der abhängig Beschäftig-
ten durch die Drohung mit der Verweigerung von Lohnarbeit erwei-
tert, ist nicht zu erwarten. Funktionieren würde dies dann, wenn sich 
tatsächlich die übergroße Mehrheit der Menschen mit einem solchen 
Grundeinkommen zufrieden geben würden, und dem Arbeitsmarkt 
damit überhaupt nicht mehr zur Verfügung stünde. Da Erwerbsarbeit 
mehr Wohlstand und sozialen Status bringt, ist aber eher zu vermu-
ten, dass der Konkurrenzkampf um bezahlten Arbeit nicht nachlassen 
würde.¹² 

Für eine Gesellschaft der selbstbestimmten Arbeit
Die tatsächliche Freiheit vom Arbeitszwang bliebe wohl weiterhin 
eine Option für Minderheiten. Neben diejenigen, die diese Chance 
bislang durch ihr hohes Vermögen besaßen, könnte am unteren Ende 
der Einkommensverteilung durchaus eine Gruppe von Menschen tre-
ten, die sich je nach Neigung dem Nichtstun oder auch „selbstbe-
stimmten Tätigkeiten“ zuwenden. Dies können gesellschaftlich sinn-
volle Projekte sein, müssen es aber nicht. „Zwischen den Polen des 
großen Reichtums und den freiwillig oder unfreiwillig Erwerbslosen 
muss weiterhin Lohnarbeit geleistet werden“.13

Die grundsätzliche Ungleichheit der Vermögens- und Eigentums-
verhältnisse sowie daraus resultierende Verteilung gesellschaftlicher 
Macht bliebe auch durch die Einführung eines BGE – egal in welcher 
bislang diskutierten Variante – unangetastet.14 Im Ergebnis wird eine 
Einführung wohl tatsächlich eher darauf hinauslaufen, dass alle dieje-
nigen, die im gesellschaftlichen Produktionsprozess unter den Bedin-
gungen kapital- und marktgesteuerter Erwerbsarbeit keinen Platz mehr 
finden, an die Seite gestellt und auf Kosten der Gesellschaft finanziert 
werden,15 ohne am gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu können. 
Vor allem: Realistisch wird wohl kaum ein Grundeinkommensbetrag 
wesentlich über dem Existenzminimum herausspringen.16 

Solange nicht alles von Maschinen erledigt wird, bleibt Arbeit 
gesellschaftlich notwendig. Entscheidend für eine fortschrittliche 
Gestaltung der Gesellschaft ist denn auch nicht die Abschaffung der 
Arbeit an sich. Maßgeblich ist, dass die Entscheidung darüber, wer, 
wie und wofür gearbeitet werden soll, demokratisch von allen Ge-
sellschaftsmitgliedern getroffen wird. Es bleibt daher ein lohnendes 
Ziel, für eine Welt zu streiten, in der Arbeit eben nicht Ausbeutung 
bedeutet, sondern einen Beitrag zu einer selbstbestimmten und solida-
rischen Gestaltung der Gesellschaft insgesamt leistet.

Thilo Scholle ist Rechtsreferendar am Landgericht Dortmund und Mit-
glied im Juso-Bundesvorstand.
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